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60. Verordnung: Einräumung von Privilegien und Immunitäten an die ausländischen Delegationen, das
Büro des Administrators und die Bediensteten des Büros des Administrators der durch
den Vertrag über konventionelle Streitkräfte in Europa eingesetzten Gemeinsamen
Beratungsgruppe

61. Verordnung: Verbindlicherklärung des für den Bereich des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes
festgesetzten Anpassungsfaktors für den Bereich des Impfschadengesetzes für das Jahr
1991

62. Verordnung: Verbindlicherklärung des für den Bereich des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes
festgesetzten Anpassungsfaktors für den Bereich des Tuberkulosegesetzes für das Jahr
1991

63. Verordnung: Auflassung eines für den Durchzugsverkehr entbehrlich gewordenen Abschnittes der
B 68 Feldbacher Straße im Bereich der Gemeinde St. Margarethen an der Raab

64. Verordnung: Höhe der Monatsraten der Remunerationen für Lehraufträge an Hochschulen

6 0 . Verordnung der Bundesregierung über die
Einräumung von Privilegien und Immunitäten
an die ausländischen Delegationen, das Büro
des Administrators und die Bediensteten des
Büros des Administrators der durch den
Vertrag über konventionelle Streitkräfte in
Europa eingesetzten Gemeinsamen Beratungs-

gruppe

Auf Grund des § 1 Abs. 3 des Bundesgesetzes,
BGBl. Nr. 677/1977, über die Einräumung von
Privilegien und Immunitäten an internationale
Organisationen wird verordnet:

§ 1. Den ausländischen Delegationen der durch
den Vertrag über konventionelle Streitkräfte in
Europa eingesetzten Gemeinsamen Beratungs-
gruppe werden Privilegien und Immunitäten im
gleichen Umfang eingeräumt, wie sie den Ständigen
Vertretungen und ihren Mitgliedern bei den
Vereinten Nationen in Wien auf Grund von
bestehenden Verträgen eingeräumt werden.

§ 2. Dem Büro des Administrators und den
Bediensteten des Büros des Administrators der
durch den Vertrag über konventionelle Streitkräfte
in Europa eingesetzten Gemeinsamen Beratungs-
gruppe werden Privilegien und Immunitäten im
gleichen Umfang eingeräumt, wie sie den Vereinten
Nationen in Wien und ihren vergleichbaren
Angestellten auf Grund von bestehenden Verträgen
eingeräumt werden.

§ 3. Diese Verordnung tritt mit der endgültigen
Beendigung der Tätigkeit der Gemeinsamen Bera-
tungsgruppe außer Kraft.
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Flemming Scholten Streicher Busek

6 1 . Verordnung des Bundeskanzlers über die
Verbindlicherklärung des für den Bereich des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes fest-
gesetzten Anpassungsfaktors für den Bereich

des Impfschadengesetzes für das Jahr 1991

Auf Grund des § 3 Abs. 3 des Impfschadengeset-
zes, BGBl. Nr. 371/1973, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 285/1990, wird ver-
ordnet:

Der im Bereich des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes durch das Sozialrechts-Änderungsge-
setz 1990, BGBl. Nr. 741, für das Jahr 1991 mit
1,050 festgesetzte Anpassungsfaktor ist, unbescha-
det der Erhöhung der Leistungen gemäß § 12 Abs. 3
des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, BGBl.
Nr. 152, in der Fassung des Art. IV Z 1 des
Sozialrechts-Änderungsgesetzes 1990, in diesem
Ausmaß auch im Bereich des Impfschadengesetzes
für das Jahr 1991 verbindlich.

Vranitzky
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62. Verordnung des Bundeskanzlers über die
Verbindlicherklärung des für den Bereich des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes fest-
gesetzten Anpassungsfaktors für den Bereich

des Tuberkulosegesetzes für das Jahr 1991

Auf Grund des Tuberkulosegesetzes, BGBl.
Nr. 127/1968, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 285/1990, wird verordnet:

§ 1. Der im Bereich des Allgemeinen Sozialversi-
cherungsgesetzes durch das Sozialrechts-Ände-
rungsgesetz 1990, BGBl. Nr. 741, für das Jahr 1991
mit 1,050 festgesetzte Anpassungsfaktor ist in
diesem Ausmaß auch im Bereich des Tuberkulose-
gesetzes für das Jahr 1991 verbindlich.

§ 2. Die Beträge, die für das Jahr 1991 an die
Stelle der in §41 Abs. 2 des Tuberkulosegesetzes
genannten Beträge treten, werden wie folgt
festgesetzt :

lit. a 10733 S,
lit. b 7502 S,
lit. c 2801 S,
Erhöhungsbetrag für 1 Kind 809 S.

§ 3. Die Höhe des Taschengeldes gemäß § 39
Abs. 4 des Tuberkulosegesetzes wird für das Jahr
1991 mit 80 S festgesetzt.

Vranitzky

6 3 . Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Auflassung eines für den Durchzugsverkehr
entbehrlich gewordenen Abschnittes der B 68
Feldbacher Straße im Bereich der Gemeinde

St. Margarethen an der Raab

Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verord-
net:

Der Straßenteil der B 68 Feldbacher Straße von
km 5,75 bis km 11,08 wird, soweit er durch die
Umlegung auf den bereits fertiggestellten und
verkehrsübergebenen Teil des — mit Verordnung
vom 5. Feber 1980, BGBl. Nr. 94, bestimmten —
Abschnittes „St. Margarethen—Fladnitz" für den
Durchzugsverkehr entbehrlich wurde, als Bundes-
straße aufgelassen.

Schüssel

64. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung über die Höhe der
Monatsraten der Remunerationen für Lehrauf-

träge an Hochschulen

Auf Grund der §§ 2 und 7 Abs. 2 des Bundesge-
setzes über die Abgeltung von Lehr- und Prüfungs-
tätigkeiten an Hochschulen, BGBl. Nr. 463/1974,
wird verordnet:

§1 . (1) Mit Wirkung vom 1. Jänner 1991
betragen die Remunerationen gemäß § 2 Abs. 2 des
Bundesgesetzes über die Abgeltung von Lehr- und
Prüfungstätigkeiten an Hochschulen, in Verbin-
dung mit Art. I Z 1 und Art. V Abs. 1, BGBl.
Nr. 22/1991 der 51. Gehaltsgesetz-Novelle für jede
Semesterwochenstunde eines Lehrauftrages nach

lit. a 2228,90 S monatlich,
lit. b 1658,90 S monatlich,
lit. c 1088,60 S monatlich.

(2) Die Remunerationen betragen, sofern sie der
Umsatzsteuer unterliegen, für jede Semesterwo-
chenstunde eines Lehrauftrages nach

lit. a 2563,20 S monatlich,
lit. b 1907,80 S monatlich,
lit. c 1251,90 S monatlich.

§ 2. Zu den in § 1 genannten Beträgen gebühren
in den Monaten März, Juni, September und
Dezember noch je eine Sonderzahlung in der Höhe
von 50 vH der in § 1 genannten Beträge.

§ 3. Die Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung, BGBl. Nr. 217/1990,
tritt mit 31. Dezember 1990 außer Kraft.

Busek


